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Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 8 Aktenzeichen; BK8-11/001

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG in Verbindung mit § 27 Abs. 1 S. 2 Nr.
4 ARegV

wegen Festlegung Uber die Datenerhebung zur Bestimmung des Qualititselementes
hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit Strom nach den §§ 19 und 20 ARegV

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch den Vorsitzenden Alexander Ludtke Handjery,
den Beisitzer Daniel Matz
und den Beisitzer Wolfgang Wetzl

am 20.04.2011 beschlossen:;

1. Allen Betreibern von Elektrizitdtsverteilernetzen im Sinne des § 3 Nr. 3 EnWG, die
keinen Antrag auf Teilnahme am vereinfachten Verfahren gemaR § 24 ARegV gestelit
haben oder deren Antrag auf Teilnahme am vereinfachten Verfahren von der
Regulierungsbehdérde abgelehnt wurde, wird zur Bestimmung des Qualitdtselementes
hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit aufgegeben, die Kennzahlen zu den
Versorgungsunterbrechungen sowie zusatzliche Daten zur Bestimmung der
Referenzwerte und der Bestimmung der monetédren Auswirkung (Bonus/Malus) auf
die individuelle Erldsobergrenze in dem Umfang, in der Struktur und mit dem inhalt,
wie sie in der Anlage 1 vorgegeben sind, unter Berlcksichtigung der darin
enthaltenen Datendefinitionen, bis spatestens zum 31.056.2011 elektronisch an die

Bundesnetzagentur zu Gbermitteln.

(Die Anlage 1 ist abrufbar auf der Internetseite der Bundesnetzagentur unter der
Adresse: http://www.bundesnetzagentur.de; Menipunkte: ,Die Bundesnetzagentur*

— ,Beschlusskammermn® — ,,BKB“)"



2. Elektrizitatsverteilernetzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 3 EnWG, die keinen Antrag auf
Teilnahme am vereinfachten Verfahren gemaR § 24 ARegV gestellt haben oder
deren Antrag auf Teilnahme am vereinfachten Verfahren von der
Regulierungsbehdrde abgelehnt wurde, sind verpflichtet, die Daten getrennt fur jeden
Netzbereich mit einer eigenen Netznummer zu tibermitteln.

3. Die Erfassung und Ubermittiung der Daten haben die unter Ziffer 1 genannten
Netzbetreiber nach Malgabe der nachfolgenden Vorgaben durchzufithren:

a) Der Erhebungsbogen ist ausschlielich elektronisch unter Nutzung der aktuellen
Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgestellten XLS-
Datei vollstandig und richtig ausgefillt zu Ubermitteln. Beim Ausfilllen der XLS-
Datei darf keine Veranderung an der Struktur vorgenommen werden. (Die XLS-
Datei ist abrufbar auf der Internetseite der Bundesnetzagentur unter der Adresse:
hitp://www.bundesnetzagentur.de; Menipunkte: ,Die Bundesnetzagentur* —
,Beschlusskammern* — ,BK8".)

b) Den Datensatzen des Erhebungsbogens sind die im Erhebungsbogen

aufgefiihrten Datendefinitionen zugrunde zu legen.

c) Fiur die elektronische Ubermittlung des Erhebungsbogens haben die
Netzbetreiber das {ber die Internet-Seite http//www.bundesnetzagentur.de
erreichbare Energiedaten-Portal der Bundesnetzagentur zu nutzen. (Das
Energiedaten-Portal  ist  direkt  zugénglich unter der  Adresse:
https://app.bundesnetzagentur.de/Energie). Samtliche Dokumente mussen vor
der Ubertragung im Energiedaten-Portal mit dem im Internet bereitgestellten
Verschlisselungsprogramm  (zu  finden auf der Internetseite  der
Bundesnetzagentur unter der Adresse: hitp://www.bundesnetzagentur.de;
MenlUpunkte: ,Sachgebiete" —  ,Elektrizitdt/Gas —  ,Erhebung von
Unternehmensdaten” — ,Download Verschllsselungsprogramm®) verschiUsselt

werden.

4. Die Festlegung wird mit dem Tag der Zustellung wirksam. Dies erfolgt unbeschadet
der Frage, ob eine Veréffentlichung im Amtsblatt der Bundesnetzagentur und auf

ihrer Internetseite fur eine Bekanntgabe ausgereicht hatte.



Griinde

1. Die Bundesnetzagentur hat durch Mitteilung auf ihrer Internetseite am 09.03.2011 und im
Amtsblatt 05/2011 vom 09.03.2011 ein Verfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG in Verbindung
mit § 27 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 ARegV und §§ 19 und 20 ARegV zur Festlegung iiber die
Datenerhebung zu der Bestimmung des Qualititselementes hinsichtlich der
Netzzuverlassigkeit Strom eingeleitet.

2. Die Regulierungsbehdrde entscheidet gemanR § 19 Abs. 2 ARegV Uber den Beginn der
Anwendung des Qualitatselements, der bei Elektrizitatsversorgungsnetzen zur zweiten
Regulierungsperiode zu erfolgen hat. Der Beginn soll bereits zur oder im Laufe der ersten
Regulierungsperiode erfolgen, soweit der Regulierungsbehdrde hinreichend belastbare

Datenreihen vorliegen.

3. Die Festlegung Uber die zu erhebenden Daten zur Bestimmung des Qualitatselementes
hinsichtlich der Netzzuverldssigkeit Strom beriicksichtigt dartiber hinaus die Erkenntnisse
aus dem ,Gutachten zur Konzeptionierung und Ausgestaitung des Qualitdts-Elementes
(Q-Element) im Bereich Netzzuverlassigkeit Strom sowie dessen Integration in die
Eridsobergrenze® der CONSENTEC GmbH in  Kooperation mit der
Forschungsgemeinschaft fur Elektrische Anlagen und Stromwirtschaft e.V. und Frontier
Economics Limited', welches im Auftrag der Bundesnetzagentur erstellt und in zwei
Arbeitstreffen am 30.06.2009 und am 05.10.2009 mit der Branche diskutiert wurde.
Dariiber hinaus haben die Stellungnahmen der beteiligten Wirtschaftskreise zur
Konsultation des Eckpunkiepapiers zur Ausgestaltung des Qualititselementes
Netzzuverlassigkeit Strom im Rahmen der Anreizregulierung vom 15. Dezember 2010
Eingang in diese Festlegung gefunden. Die Belastbarkeit der bisher nach §5285. 56
EnWG erhobenen Daten wird von den Branchenvertretern grundsétzlich anerkannt,
wobei folgende wesentliche Kritikpunkte beziglich der Datendefinitionen vorgebracht
wurden. So wird beispielsweise vorgetragen, dass nicht eindeutig definiert sei, ob zur
Berechnung des ASIDI die ausgefallene Bemessungsscheinleistung oder die
ausgefallene installierte Bemessungsscheinleistung anzusetzen ist. Weiterhin gabe es
keine Vorgabe von Seiten der Bundesnetzagentur, wann eine
Versorgungsunterbrechung vorab angekiindigt werden misse, um als geplante
Versorgungsunterbrechung zu gelten. Ebenso wiirden Vorgaben zur Erfassungsmethodik
der Letztverbraucher fehlen. Auch sei die Abgrenzung der Netz- und Umspannebenen
unterschiedlich geregelt. Ferner sei die Definition des Unterbrechungsanlasses ,Hohere

' Veroffentlicht auf der Internetseite der Bundesnetzagentur: www bundesnetzagentur.de




Gewalt” nicht eindeutig. Soweit méglich, wurden die Kritikpunkte in den Datendefinitionen
der Anlage 1 aufgenommen. Gleichzeitig war jedoch zu bedenken, dass eine
gréBtmagliche Ubereinstimmung zwischen den bisher nach § 52 S. 5 EnWG erhobenen
Daten und den in die Bestimmung des Qualititselementes eingehenden Daten erreicht
werden soll. Insofern sollten grundlegende Anderungen der Datendefinitionen, die tiber
einen klarstellenden Charakter hinausgehen, aus Sicht der Beschlusskammer vermieden

werden.

DarGiber hinaus wurde angemerkt, dass die Anzahl der Letztverbraucher von
nachgelagerten Netzbetreibern nicht angegeben werden kénne. Die Werte sollten
stattdessen von der Bundesnetzagentur bereitgestellt werden. Grundsétzlich sind die zur
Bestimmung des Qualitdtselementes notwendigen Daten vollstandig seitens der
Netzbetreiber bereitzustellen. Sollite dies in begriindeten Féllen nachweislich nicht
moglich sein, wird die Beschlusskammer entsprechend dem Regelungsrahmen des § 30
ARegV Ersatzwerte zu Grunde legen.

Weiterhin wurde vorgetragen, dass die Beschlusskammer die SAIDI/ASIDI-Werte
berechnen bzw. ein Berechnungstool zur Verflgung stellen solle, um eine einheitliche
Berechnungsweise durch die Netzbetreiber sicherzustellen. Dies wurde insoweit
berlcksichtigt, als dass die Formel zur Berechnung des SAIDI und ASIDI in der Anlage 1
hinterlegt ist, so dass eine einheitliche Berechnungsweise sichergestellt ist.

Den betroffenen Wirtschaftskreisen wurde Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem
Entwurf des Festlegungstextes bis zum 31.03.2011 gegeben. Bis zum Ablauf dieser Frist
sind 12 Stellungnahmen eingegangen. Diese Stellungnahmen thematisierten im

wesentlichen folgende Aspekte:

4.1. Es wurde angeregt, im Erhebungsbogen (Anlage 1) die Definition der ,Kostenstellen
getrennt nach Netz- und Umspannebenen‘, um die Hauptkostenstellen
.Hausanschiussleitungen und Hausanschliisse® und ,Systemdienstleistungen zu

berichtigen.

4.2. Zudem wurde angemerkt, dass die Abfrage der dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kosten getrennt nach Kostenstellen nicht erfolgen solite.

Formelle und redaktionelie Hinweise bezlglich des Erhebungsbogens, dass
beispielsweise die Anzahl der Zeilen in den einzelnen Tabellenblattern nicht ausreichen
wirde oder die vorgesehenen Auswahimoglichkeit nicht ausflhrbar seien, wurden

entsprechend berlicksichtigt.



5. Die Landesregulierungsbehérden sind gemaR § 55 Abs. 1 S. 2 EnWG mit E-Mail vom
28.02.2011 von der Einleitung des Verfahrens benachrichtigt worden. Am 03.02.2011
wurde dem Landerausschuss der Festlegungsentwurf Gbermittelt und Gelegenheit zur
Stellungnahme gemaR § 60a Abs. 2 S. 1 EnWG gegeben. Dem Bundeskartellamt und
der Landesregulierungsbehdrde, in deren Bundesland der Sitz des Netzbetreibers
belegen ist, wurde gemaB § 58 Abs. 1 S. 2 ENWG Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben.

6. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen.

1. Zustandigkeit

Die Zustandigkeit der Bundesnetzagentur in Bezug auf die Datenerhebung ergibt sich
aus § 54 Abs. 1 Hs. 1 EnWG, § 27 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 ARegV in Verbindung mit § 19 Abs.
1 ARegV und § 20 Abs. 4 ARegV. Danach sind die Kennzahlenvorgaben unter
Heranziehung der Daten von Netzbetreibern aus dem gesamten Bundesgebiet zu
ermitteln und die Landesregulierungsbehdérden haben das Recht, auf die von der
Bundesnetzagentur ermittelten Kennzahlenvorgaben zurick zu greifen. Die Zustandigkeit
der Bundesnetzagentur ergibt sich aus § 54 Abs. 1 Hs. 1 EnWG, die der
Beschlusskammer aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG.

2. Erméachtigungsgrundlage

Die Festlegung Uber die Datenerhebung zu der Bestimmung des Qualitdtselementes
hinsichtlich der Netzzuverldssigkeit Strom nach den §§ 18 und 20 ARegV erfolgt auf
Grundlage der § 29 Abs. 1 EnWG in Verbindung mit § 27 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 ARegV.
Danach kann die Regulierungsbehérde die zur Bestimmung der Erldsobergrenze
notwendigen Tatsachen ermitteln und von den Netzbetreibern die notwendigen Daten zu

Bestimmung des Qualitatselementes nach § 19 ARegV erheben.

3. Adressatenkreis

Das Qualitatselement ist nach MalRgabe des § 20 ARegV unter Heranziehung der Daten
von Elektrizitdtsverteilernetzbetreibern aus dem gesamten Bundesgebiet zu ermittein.
Auf Grund dessen, dass gemall § 24 Abs. 3 ARegV das Qualitdtselement nach § 19
ARegV im vereinfachten Verfahren keine Anwendung findet, sind von



Elektrizitatsverteilernetzbetreibern, die eine Genehmigung zur Teilnahme am
vereinfachten Verfahren fir die erste Regulierungsperiode erhalten haben, keine Daten
an die Bundesnetzagentur zu melden. Die Ubrigen Elektrizitatsverteilernetzbetreiber,
somit auch alle Netzbetreiber im Regelverfahren der Landesregulierungsbehérden,
haben Daten an die Bundesnetzagentur zu tbermittein, da die Bundesnetzagentur nach
§ 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 4 ARegV firr diese Netzbetreiber Kennzahlenvorgaben zu
ermitteln hat.

4. Zeitpunkt der Datenibermittiung

In der Festlegung wird eine Ubermittiung der Daten bis zum 31.05.2011 bestimmt. Die
Bestimmung einer entsprechenden Frist zur Dateniibermittiung ist erforderlich, um zu
dem vorgegebenen Zeitpunkt die Daten aller Elektrizitatsverteilernetzbetreiber zur
Verfugung zu haben und anhand dieser Daten die Bestimmung des Qualititselementes

operativ umsetzen zu kénnen.
5. Datenumfang

5.1. Der zur Bestimmung des Qualitdtselementes hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit
Strom notwendige Datenumfang ergibt sich aus Anlage 1 und beriicksichtigt die
Erkenntnisse des ,Gutachtens zur Konzeptionierung und Ausgestaltung des
Qualitats-Elementes (Q-Element) im Bereich Netzzuverléssigkeit Strom und dessen
Integration in die Erlésobergrenze” der CONSENTEC GmbH in Kooperation mit der
Forschungsgemeinschaft fur Elektrische Anlagen und Stromwirtschaft e.V. und
Frontier Economics Limited® sowie die Aspekte, die in zwei Arbeitstreffen am
30.06.2009 und am 05.10.2009 mit der Branche diskutiert und am 15.12.2010 mit

den betroffenen Wirtschaftskreisen konsultiert wurden.

5.2. Zulassige Kennzahlen fur die Bewertung der Netzzuverlassigkeit sind nach § 20
Abs.1 ARegV insbesondere die Dauer der Unterbrechung der Energieversorgung,
die Haufigkeit der Unterbrechung der Energieversorgung, die Menge der nicht
gelieferten Energie und die Hohe der nicht gedeckten Last. Fur die
Netzzuverlassigkeit wird im Elektrizitatsverteilernetz die Kennzah! SAIDI (System
Average Interruption Duration Index) fur die Niederspannungsebene und die
Kennzahl ASIDI (Average System Interruption Duration Index) fur die
Mittelspannungsebene herangezogen. Der SAIDI/ASIDI (Nichtverfugbarkeitsindex)
beschreibt allgemein die mittlere kumulierte Dauer von

Versorgungsunterbrechungen fur einen Kunden in einem definierten Zeitraum.

2 Versffentlicht auf der Internetseite der Bundesnetzagentur: www.bundesnetzagentur.de




5.3. Die Bestimmung des Qualitatselementes hinsichtlich der Netzzuverldssigkeit im

54.

5.5.

5.6.

bt

Elektrizitatsverteilernetz knupft an die Regeln der Allgemeinverfligung nach § 52 S. 5
EnWG vom 22. Februar 2006 an und auf die in diesem Zusammenhang zu
meldenden Versorgungsunterbrechungsdaten. Die Netzbetreiber haben die
Kennzahlen SAIDI und ASIDI unter Wahrung der Regeln der Aligemeinverfligung
nach § 52 8. 5§ EnWG vom 22. Februar 2006 (Az.: 605/8135) und der Vorgaben der
Anlage 1 an die Bundesnetzagentur zu tibermitteln. Weichen die tibermittelten Daten
von den gemall § 52 EnWG in den vergangenen Jahren an die Bundesnetzagentur

gemeldeten Daten ab, so sind die Abweichungen zu begriinden.

Die Abfrage der Kennzahlen SAIDI und ASIDI umfasst drei Kalenderjahre, da die
SAIDI/ASIDI-Werte zur Dampfung von Volatilitdten Gber drei Kalenderjahre gemittelt

werden.

Gemal § 20 Abs. 2 ARegV sind bei der Ermittlung der Referenzwerte
gebietsstrukturelle Unterschiede zu berlicksichtigen. In diesem Zusammenhang
wurde in den durchgefiihrten Analysen der Strukturparameter Lastdichte identifiziert.
Unter der Lastdichte eines Jahres wird in diesem Zusammenhang der Quotient aus
der zeitgleichen Jahreshdchstlast aller Entnahmen [in kW] und der geografischen
Flache [in km?] fur die Mittelspannung bzw. der versorgten Flache [in km? fir die

Niederspannung verstanden.

Die Kennzahlenvorgaben sind nach MaRgabe des § 20 ARegV in Zu- oder
Abschldge umzusetzen. Dabei ist die Differenz zwischen dem errechneten
Referenzwert und der individuellen Kennzahl der entsprechenden Netzebene des
Netzbetreibers mit der Anzahl der Letziverbraucher und mit dem

Monetarisierungsfaktor zu multiplizieren.

Zur Begrenzung der mdglicherweise einhergehenden starken Auswirkung auf die
Erlésobergrenze, die den Netzbetreibern maximal aus dem Qualitdtselement
entstehen kann, werden Kappungsgrenzen bericksichtigt. Es wird eine Kappung der
Erlédsauswirkung von 2 bis 4% der Erlosobergrenze des letzten Kalenderjahres
abzuglich der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten und abziglich der Kosten fir
die Netzebene Héchstspannung, Umspannebene HGS/HS, die Netzebene

Hochspannung und die Umspannebene HS/MS vorgenommen.

Die Definition der Kostenstelle wurde entsprechend dem Vortrag in den
Stellungnahmen um die Kostenstelle ,Hausanschlussleitung und Hausanschliisse”
erganzt. Die Kostenstelle ,Systemdienstleistung” bleibt jedoch unbericksichtigt, da
diese Kosten Ublicherweise bei den Verteilernétzbetreibern nicht entstehen.



5.8.

5.9.

Die Abfrage der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten getrennt nach Kostenstellen
ist notwendig, um den Erlésanteil sachgerecht abbilden zu konnen, der zur
Bestimmung der Kappungsgrenzen herangezogen wird.

Fr die Hoch- und Héchstspannungsebene ist zunachst keine Qualitatsregulierung
vorgesehen, da die der Bundesnetzagentur vorliegende Datengrundlage keine
Berechnung belastbarer ZuverlgssigkeitskenngréRen fir diese Netzebenen zulasst.

Hinsichtlich der sich nach MaRgabe der vorherigen Ausfithrungen ergebenden zu
ubermitteinden Daten wird auf die Anlage 1 verwiesen. Zu Ubermitteln sind

insbesondere:

- Aggregierte Kennzahlen bezuglich der Versorgungsunterbrechungen in

der Niederspannung und in der Mittelspannung (vgl. 5.2. - 5.4.)
- Zeitgleiche Jahreshochstlast aller Entnahmen (vgl. 5.5.)
- Geografische Flache in der Mittelspannung (vgl. 5.5.)
- Versorgte Flache in der Niederspannung {(vg. 5.5.)
- Anzahl der Letztverbraucher (vgl. 5.6.)

- Erlésobergrenze und die jeweiligen Anteile der einzelnen Netiz- und

Umspannebenen an der Erlésobergrenze (vgl. 5.7.)

6. Einheitliche Datengrundlage

6.1.

6.2.

Die einzelnen Schritte zur Bestimmung des Qualititselementes erfordern eine
Auswertung von  unternehmensscharfen  Kennzahlen  beziglich  ihrer
Versorgungsunterbrechungen sowie der zusatzlichen Daten zur Bestimmung der
Referenzwerte und der Bestimmung der Auswirkung auf die individuelle
Erlésobergrenze. Daflr wird der Aufbau eines einheitlich aktualisierten und Uber die
bisher bei der Bundesnetzagentur vorliegenden Daten hinausgehenden

Datenbestandes in dem aus der Anlage 1 ersichtlichen Umfang notwendig.

Die Festlegung fur die Datenerhebung zur Bestimmung des Qualitadtselementes
hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit Strom nach den §§ 19 - 20 ARegV dient der
Verwirklichung eines effizienten Netzzugangs und der Ziele des § 1 Abs. 1 EnWG.
Eine belastbare, einheitliche Datengrundlage ist unabdingbare VVoraussetzung flr die
Kennzahlenbildung und Referenzwertbildung im Rahmen der Bestimmung des

Qualitatselementes hinsichtlich der Netzzuveriassigkeit Strom.



6.3. Die Bereitstellung eines einheitichen Datenformats erméglicht die vereinfachte

6.4.

6.5.

Dateneingabe auf der Grundlage einer nutzerfreundlichen Bedieneroberfliche.
Dieses Datenformat gewahrleistet ferner das Zustandekommen einheitlicher
Datenséatze im Rahmen der Bestimmung des Qualititselementes und ist somit eine
notwendige Voraussetzung fur eine ziigige und verlassliche Kennzahlenbildung.

Die Erhebungsbdgen sind vollsténdig und richtig ausgefillt und ohne Veranderung
der Struktur - beispielsweise durch Einfiigen oder Streichen von einzelnen
Tabellenblattern, Spalten oder Zeilen - Uber das Energiedaten-Portal der
Bundesnetzagentur zu tbermitteln. Der Erhebungsbogen stellt ausschlielich einen
Eingabebogen dar, welcher schreibgeschiitzt zur Verfugung gestellt wird. Nur diese
Vorgehensweise ermdéglicht eine ziigige und zuverldssige Datenplausibilitatsprifung,
Kennzahlenbildung und  Referenzwertbildung. Die Anordnung, fur die
Datentbermittlung das von der Bundesnetzagentur bereitgestellte Energiedaten-
Portal als Ubertragungsweg zu verwenden, ermdglicht angesichts der groRen Anzahi
der Netzbetreiber einen maglichst fehlerfreien und strukturierten Datenriicklauf.
Schriftliche Mitteilungen zur Anderung einzelner Felder des Erhebungsbogens oder
die Ubersendungen von Teilen oder von aktualisierten neuen Erhebungsbdgen per
E-Mail oder auf Datentrager erfiillen nicht die notwendigen Mindestvoraussetzungen
und kénnen aus technisch-administrativen Griinden nicht berlicksichtigt werden. Bei
Verletzung der oben genannten Verpflichtungen stehen der Bundesnetzagentur die

Befugnisse nach § 94 EnWG zur Verfigung.

Die Festlegung zu Umfang, Zeitpunkt und Form der Datenerhebung ist zur
Gewahrleistung eines belastbaren, einheitlichen Datenbestandes als Basis fiir die
Ermittlung des Qualitatselementes erforderlich und angemessen. Im Rahmen der
Bestimmung des Qualitatselementes werden aus den Kennzahlenwerten die
Kennzahlenvorgaben (Referenzwerte) als gewichtete Durchschnittswerte unter
Berticksichtigung  gebietsstruktureller  Unterschiede ermittelt. Weicht ein
Netzbetreiber hinsichtlich der Netzzuverlassigkeit von den Kennzahlenvorgaben ab,
so werden auf seine Erldsobergrenze Zu- oder Abschldge vorgenommen. Die
Bedeutung der Kennzahlenermittlung flir die nachfolgenden Prozessschritte macht
nicht nur eine aussagekréaftige, sondern auch eine ihrem Format nach einheitliche
Datengrundlage erforderlich. Zur belastbaren und sachgerechten Ermittiung der
Kennzahlenvorgaben mussen die unternehmensspezifischen Daten in dem in der
Festlegung bestimmten Umfang gemeldet werden. Die durch die Vorgaben zu den
einheitlichen Datenformaten und Ubermittlungswegen entstehende Belastung der

Unternehmen erweist sich vor diesem Hintergrund als erforderlich.



6.6. Die Belastung der Unternehmen hat die Bundesnetzagentur auch bei der
Bestimmung des Umfangs insofern in ihre Betrachtung einbezogen, als sie den
Umfang der Daten auf das Mindestmal der fir die Bestimmung des
Qualitatselementes notwendigen Daten beschrankt hat. Vor diesem Hintergrund
erweist sich die bei den Unternehmen durch den festgelegten Datenumfang

entstehende Belastung als angemessen.
7. Bekanntgabe der Entscheidung

Die vorliegende Entscheidung gilt mit der Zustellung als bekannt gegeben und wird damit
wirksam. Angesichts des vorangegangenen Konsultationsverfahrens ist eine zusatzliche

Ubergangsfrist nicht geboten.



Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung
Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetzagentur
(Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genugt, wenn die Beschwerde
innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Dusseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3,
40474 Disseldorf) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist fUr die Beschwerdebegrindung betragt einen
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder
der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Beschwerdebegriindung
muss die Erklarung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abanderung oder
Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die
Beschwerde stutzt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und Beschwerdebegrindung missen

durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein.
Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs.1 EnWG).
Bonn, den 20.04.2011

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer

Joite U Lkl

Alexander Lidtke-Handjery  Daniel Matz Wolfgang Wetzl



	enthält keine Lesezeichen



